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andere Richtung. Nahe dem
Universitätsgelände in Stuttgart
sollen mit Venture-Capital-Gel-
dern Existenzgründungen fi
nanziert werden.

Späth stellt sich das folgen
dermaßen vor: Das Land stellt
Gelände zur Verfügung und er
richtet die Gebäude. Existenz
gründer, deren Produkt von ei
ner Kommission auf Innova
tionswert und Marktchancen
geprüft wurde, sollen mit einem
Startkapital von etwa einer Mil
lion ausgestattet und als Mieter,
entsprechend dem Modell in
Karlsruhe, in die Fabrik einzie
hen. Das Startgeld soll zu einem
Teil aus Förderdarlehen und zu
maximal drei Teilen aus Ventu
re-Capital bestehen.

^ Die Anfangsverluste wäh
rend der ersten Jahre über
nimmt die Venture-Capital-Ge-
sellschaft. Wenn der Jungun
ternehmer in die Gewinnzone
kommt, zahlt er das Beteili
gungskapital an die Gesell
schaft zurück. Im Falle eines
Mißerfolges verpflichtet sich
das Land, die Gebäude zurück
zukaufen. Alleine dadurch sei
die Gefahr eines großen Verlu
stes für die Anleger berechen
bar gering geworden.

Förterungwn Forschung und Entwicklung aus der Sicht der Elektroindustrie

Forschungs-Leitlinien des ZVEI_ . . n n m ü h H n . w a r t e n d e t e c h n i s c h -
Frankfurt (he) - »Die in letzter Zeit unternommenen Bemühun

gen um die Verbesserung der Forschungsfähigkeit der Unterneh
men werden von der Elektroindustrie begrüßt«, so der Zentralver
band der Elektrotechnischen Industrie. Der ZVEI trete fur d.e not
wendige Konzentration der Forschungsprojekte ein und spricht
sich für eine angemessene Relation zwischen den verschiedenen
Maßnahmen der direkten und indirekten Forschungsforderung
aus. In diesem Sinne hat der ZVEI kürzlich ein Kooperationsge
spräch mit dem Bundesforschungsminister geführt. Aul aer
Grundlage dieses Gesprächs hat das Präsidium des Verbandes so
eben die nachfolgenden neuen Leitlinien des ZVEI zum Thema
Forschungspolitik verabschiedet.

Späth hatte anfangs Schwie
rigkeiten, ein entsprechendes
Bankkonsortium zu finden:
»Die Banken wollen sich schon
am Risikokapitalmarkt beteili
gen, aber nur dann, wenn das
Risiko für die Anleger prak
tisch ausgeschlossen ist und die
zu erwartende Rendite minde
stens zehn Prozent verspricht.«
Jüngsten Berichten zufolge
sieht es aber so aus, als habe
Baden-Württemberg einen Weg
zur Realisierung des Projektes
gefunden.

Die »Technologie-Fabriken«
sollen nur ein erster Schritt
sein, dem weitere Modellversu
che folgen sollen: »Neue Ar
beitsplätze entstehen heute
nicht mehr in der Großindu
strie, sondern durch Neugrün
dungen«, erläutert Späth sein
Konzept und weiter: »Die Inve
stitionen, die wir jetzt vorneh
men, zahlen sich nicht in den
nächsten drei, vier Jahren aus.
Es geht hier um die Schaffung
einer Struktur, die den An
schluß in das Jahr 2000 sichern
soll. Wir müssen deshalb jetzt
die Ansätze ausbauen, und
z w a r s y s t e m a t i s c h . □

Unter den deutschen Industriezweigen weist die
Elektroindustrie die höchste
Forschungsintensität auf. Zur
Zeit erreichen die jährlichen

'Forschungsaufwendungen ei
nen Betrag von rund acht Milliar
den Mark. Auch im internatio
nalen Vergleich ist die For
schungsintensität der deutschen
Elektroindustrie hoch. Elektro
nische Technologien, insbeson
dere Mikroelektronik sowie
Kommunikations- und Infor
mationstechniken, rücken im
mer mehr in den Mittelpunkt
der elektrotechnischen Indu
strie und damit in das For
schungs- und Entwicklungsin
teresse der Unternehmen.

Acht Milliarden Mark
für die Forschung jährlich

von der Industrie

Von den Ergebnissen, die im
Zuge der elektroindustriellen
Forschung und Entwicklung
(FuE) erzielt werden, gehen
produktive Wirkungen auf die
gesamte deutsche Volkswirt
schaft und auf die Entwicklung
in anderen Ländern aus. Damit
trägt die Elektroindustrie we
sentlich dazu bei, den tech
nisch-wirtschaftlichen Fort
schritt in arbeitsplatzschaffen
des Wachstum umzusetzen,
Rohstoffe und Primärenergie
sparsamer zu nutzen, die Viel
falt der Kommunikationsmög
lichkeiten zu erhöhen und die
Arbeitsbedingungen produktiv
zu verbessern.

Grundsätze der Forschungs
politik sind nach den Vorstel
lungen des ZVEI:
1. Der volkswirtschaftliche
Zweck und das öffentliche In
teresse der staatlichen For
schungsförderung liegt darin,

.innovationsfördernde, produk-
tivitätssteigernde und umwelt

schützende Forschungsergeb
nisse früher zu erzielen, als sie
bei rein privatwirtschaftlicher
Forschungstätigkeit zu erwar
ten wären.
2. Zwischen der Forschungstä
tigkeit der Unternehmen und
der des Staates sollte auf der
Basis klarer Zielsetzungen eine
zielgerichtete Arbeitsteilung be
stehen. Staatliche Forschungs
einrichtungen sollten sich im
wesentlichen auf Grundlagen
forschung und diejenigen Auf
gaben konzentrieren, für die sie
besser geeignet sind als private
Forschungsstellen. Forschung
mit dem Ziel der Produktent
wicklung und der Verfahrens
optimierung ist Aufgabe der
Unternehmen.
3. In der Realität sind beide Ge
biete nicht exakt voneinander
zu trennen. Durch engen Kon
takt zwischen Staat und Wirt
schaft sollten die Maßnahmen
zur Forschungsförderung so
angelegt werden, daß die Ko
operation zwischen staatlichen
und privaten Forschungsein
richtungen verbessert und die
Umsetzung der erzielten For
schungsergebnisse erleichtert
wird.
4. Die Elektroindustrie unter
stützt die Grundlagenforschung
leistenden Stellen im universitä
ren Bereich in ihrem Bestreben,
die Einheit der Forschung und
Lehre zu wahren.
5. Die staatliche Förderung in
dustrieller Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben sollte
sich dementsprechend vor allem
konzentrieren auf Maßnahmen
und Projekte,
— von denen eine hohe gesamt
wirtschaftliche Produktivitäts
steigerung und eine Stärkung
der internationalen Wettbe
werbsposition deutscher Unter
nehmen erwartet wird;
— die im Vorgriff auf die zu er

wartende technisch-wissen
schaftliche Entwicklung reali
siert werden sollen, weil von ih
nen eine innovatorische Brei
tenwirkung über eine rasche
Diffusion der gewonnenen Er
kenntnisse erwartet wird;
— die zur Entwicklung von
Produkten und Verfahren füh- ;
ren, an deren frühzeitiger Ent
wicklung ein öffentliches Inter
esse besteht (zum Beispiel aus
Gründen des Umweltschutzes), |
für die es jedoch kurz- und mit-1
telfristig noch keinen Markts
gibt oder deren Markt erst;
durch noch in der Planung be-M]
findliche Festlegungen
stimmt wird;
— die dazu dienen, Wettbe
werbsverzerrungen auf dem Ge
biet der FuE abzubauen (Bei-J
spiel: Kompensation direkter^
und indirekter FuE-Subventio-^
nen ausländischer Konkurs
renz);
— die zum Abbau struktureller^
Nachteile der kleinen und mit«
leren Unternehmen auf deng
Forschungs- und Entwicklung
sektor führen;
— die zur Verbesserung dg
technologischen Voraussetzung
gen staatlicher Daseinsvorsorge
und Zukunftssicherung in de'
Bereichen der Infrastruktt
und der Verteidigung beitrag«:

Kriterien der Forschungs
und Entwicklungsförderung^
1. Die deutsche Elektroinf^
strie begrüßt die in letzter Ze|
unternommenen Bemühunger
um die Verbesserung der For^
schungsfähigkeit der UnterneL
men und um eine angemessene^
Relation zwischen den verschieß
denen Maßnahmen der direfcg
ten und indirekten Forschung
förderung. Dies ist von besor
derer Bedeutung für die kleine
und mittleren Unternehmen,^
die einem starken Forschung^
und Innovationswettbewera
ausgesetzt sind und die auf
grund ihrer Größe und Strul
nur selten an direkt geförderte
Projekten teilnehmen könne1
Dieser Firmenkreis partizip»«
allerdings vielfältig auch "
Forschungs- und Entwickli
ergebnissen, die in großen u»
ternehmen und in Forschi"1
instituten erzielt werden.
Wicklungsdynamik und zune
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Forschungs-
Leitlinien...

mende Produktdifferenzierung
bieten in der Elektroindustrie
besonders gute Chancen zu
selbständigen Entwicklungen in
Unternehmen sehr verschiede
ner Größenordnungen. Dabei
liegen die Chancen der kleine
ren und mittleren Unternehmen
besonders auf Spezialgebieten,
auf denen sie nicht selten eine
führende Position einnehmen.

2. Die verstärkte indirekte und
indirektspezifische Forschungs
förderung sollte nicht nur zu
Lasten der direkten For
schungsförderung im indu
striellen Bereich, sondern auch
als Ergebnis einer Konzentra
tion der Projektförderung so
wie eines Prioritätenwechsels
im gesamten staatlichen Haus
halt herbeigeführt werden. Die
indirektspezifische Förderung
ist dabei unter der Vorausset
zung ausreichender Planungs
zeiträume ein geeignetes weite
res Instrument für genau umris-

sene Förderbereiche, über die
zwischen Staat und Wirtschaft
Einvernehmen erzielt werden
sollte. Zu begrüßen ist, daß da
bei auf die Begrenzung nach
Unternehmengröße verzichtet
wird und die mit der Abwick
lung verbundenen Regularien
vereinfacht werden. Im glei
chen Sinne sollte auf eine Redu
zierung des Verwaltungsauf
wandes einschließlich der Pro
jektbegleitung bei direkt geför
derten Vorhaben hingewirkt
werden.
3. Soweit staatliche For-
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schungseinrichtungen Vorha
ben durchführen, die nicht der
Grundlagenforschung zuzu
rechnen sind, sollte dies soweit
wie möglich in Kooperation mit
der Industrie geschehen. Dies
ist dann mit geringstmöglichem
Verwaltungsaufwand zu errei
chen, wenn solche Vorhaben
vorzugsweise im Rahmen der
externen Vertragsforschung
oder anderer Formen der FuE-
Kooperation abgewickelt wer
den.
4. Die Forderung, Wettbe
werbsverzerrungen im Ver
gleich zu anderen Industrielän
dern auf dem FuE-Gebiet zu
kompensieren, steht nicht im
Widerspruch zu den für einzel-
ne Gebiete sinnvollen Bestre
bungen nach internationsÄft
Arbeitsteilung und SchwW^
punktbildung. Eine weltweit
operierende Volkswirtschaft
braucht eine breite interdiszipli
när verankerte FuE-Basis im ei
genen Land, um der zunehmen
den Komplexität und Integra
tion der Forschungsgebiete ent
sprechen zu können. Ein jung- -
ste Erkenntnisse einschließen
des Gesamtwissen ist als Funda
ment für die Weiterentwicklung -
sowie für die Anerkennung als -
internationaler Partner ent- |
scheidend. Ein Rückstand bei j
Basistechnologien läßt sich in |
der Regel nicht durch interna-.^
tionale FuE-Kooperation aus- ;
gleichen, da die jeweils führen- |
den Unternehmen ihr Wissen |
selbst nutzen wollen. Rückstän
dige Partner laufen Gefall;
sich mit Zulieferungen aus der j:
vorangegangenen Generation j
von Erzeugnissen begnügen zu-|
müssen und damit weiter in ;
Rückstand zu geraten.
5. Die EG-Institutionen sollten.;,
sich auf solche Projekte kon-4
zentrieren, die entweder in Um-
fang und Kosten über die Mög- j
lichkeiten der einzelnen EG- •
Länder hinausgehen oder deren:
Ziel einen besonders gesamteu-1
ropäischen Integrationseffekt,
verspricht. Im Rahmen der EG"j
Forschungs- und Technologie-,
politik sollten die deutschen In-f
teressen in enger Kooperation:
von Staat und Wirtschaft ver-*
treten werden. Dies gilt aueW
für alle Bereiche der internauo-,
nalen Forschungspolitik un
damit zusammenhängender Ge
biete wie Know-how-Transie*"'.
Patentschutz und Standardisie
rung.
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